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Kassenwart sieht Gemeindefinanzen über dem Berg
Pratteln. Vom Rechnungsgewinn sollen eine Million Franken für Infrastrukturbauten der Gemeinde zur Seite gelegt werden

Stefan Gyr

Zum dritten Mal in Folge 
konnte der Gemeinderat eine 
Rechnung mit einem Millio-
nenüberschuss vorlegen. Der 
Finanzchef sieht die Gemeinde 
für die Zukunft gut gerüstet.

Die Zeiten der Finanznöte in 
Pratteln scheinen der Vergan-
genheit anzugehören: Finanz-
chef Max Hippenmeyer (FDP) 
konnte zum dritten Mal in Folge 
eine Bilanz mit schwarzen Zah-
len vorlegen. Bei einem Aufwand 
von rund 65,3 Millionen weist 

die Rechnung 2008 einen Ge-
winn von 1,034 Millionen aus – 
dies nach ausserordentlichen 
Abschreibungen von 1,053 Milli-
onen Franken. Der Bruttoüber-
schuss betrug somit fast 2,1 Mil-
lionen Franken.

Weniger investiert. Der Vor-
anschlag hatte ein kleines Plus 
von 28 160 Franken vorgesehen. 
Als Hauptgründe für das Rech-
nungsergebnis nannte Hippen-
meyer an der Einwohnerratssit-

zung vom Montagabend die 
Budgetdisziplin der Verwaltung 
und den Anstieg des Finanzaus-
gleichsbeitrags um zwei auf acht 
Millionen Franken.

Im Gemeindeparlament 
konnte Hippenmeyer Lob aus al-
len Parteien einheimsen: Die 
Verwaltung habe gute Arbeit ge-
leistet. «Dieser Überschuss ver-
schafft uns ein wenig Luft», sagte 
Stefan Löw (FDP). Die Gemein-
de habe allerdings nur rund 2,9 
statt wie geplant 7,9 Millionen 

Franken für Investitionen aufge-
wendet, stellte Patrick Weisskopf 
(Unabhängige und Grüne) fest.

«Ohne Panik». Kassenwart Hip-
penmeyer erklärte, vor einem 
Jahr sei der Patient von der In-
tensivstation in die Rehab verlegt 
worden, und jetzt könne er «un-
ter Vorbehalt entlassen» werden. 
Nachdem in den letzten Jahren 
auch die Passivzinsen stark ge-
senkt werden konnten, sei die 
Gemeinde «für die Zukunft eini-

germassen gut gerüstet» und 
könne die Auswirkungen der Fi-
nanzkrise «ohne Panik» auf sich 
zukommen lassen. Dies umso 
mehr, als mit dem neuen Basel-
bieter Finanzausgleich auch die 
Sonderlasten von Pratteln wie 
die hohen Sozialhilfekosten ab-
gegolten werden sollen.

Der Einwohnerrat hiess auch 
die vom Gemeinderat vorge-
schlagene Gewinnverteilung 
gut: Vom Überschuss sollen eine 
Million Franken für Infrastruk-

turbauten der Gemeinde auf die 
hohe Kante gelegt werden, die 
verbleibenden 34 000 Franken 
sollen ins Eigenkapital wandern.

Denn der Gemeinderat will 
die Verwaltung und das baufälli-
ge Feuerwehrmagazin an andere 
Standorte verlegen, um im Dorf-
kern Platz für neue Wohnbauten 
und eine Grünanlage zu schaf-
fen. Über den Planungskredit 
von 200 000 Franken für ein neu-
es Feuerwehrlokal muss aller-
dings noch das Volk befinden.

Parlamente mit 
neuen Spitzen
Drei Präsidenten mit guten 
Ergebnissen gewählt

Gleich drei Einwohnerräte haben am 
Montagabend den Präsidentenstuhl 
neu besetzt. In Binningen übernimmt 
Markus A. Ziegler (FDP) für ein Jahr das 
Zepter, in Pratteln Bruno Baumann (SP) 
und in Reinach Rainer Rohrbach (SVP).

Der Einwohnerrat von Binningen hat 
den Ökonomen Markus A. Ziegler (FDP) 
zum neuen Präsidenten und Nachfolger 
von Albert Braun (SP) gewählt. Der Frei-
sinnige erhielt 32 von 35 eingegangenen 
Stimmen. Ziegler (Jahrgang 1975) sitzt 
seit Mai 2002 im Binninger Einwohnerrat. 
Der neue Vizepräsident des Einwohnerra-
tes heisst Alex Achermann (CVP): 34 von 
35 anwesenden Parlamentsmitgliedern 
gaben ihm die Stimme. Achermann hat 
Jahrgang 1957. Der Jurist arbeitet als 
zweiter Landschreiber des Kantons Basel-
land und gehört seit 1996 dem Binninger 
Einwohnerrat an. zen

Im Einwohnerrat von Pratteln tritt 
Bruno Baumann (53, SP) die Nachfolge 
von Christian Schäublin (SVP) an. Bau-
mann wurde mit 30 von 37 abgegebenen 
Stimmen zum neuen Ratspräsidenten er-
koren. Der Unia-Gewerkschaftssekretär ist 
ein politischer Senkrechtstarter: Er ist erst 
2006 in den Rat nachgerückt. Seit Januar 
dieses Jahres sitzt er auch im Landrat. Zum 
ersten Vizepräsidenten wurde Dieter Stoh-
ler (FDP) gewählt, der auch als Direktor 
der Pensionskasse Basel-Stadt bekannt ist. 
Als zweiten Vizepräsidenten wählte das 
Parlament Philippe Doppler (SVP). stg

In Reinach wurde Rainer Rohrbach 
(58, SVP) mit 26 Stimmen und acht Ent-
haltungen zum neuen Einwohnerratsprä-
sidenten und Nachfolger von Stefan Brug-
ger (CVP) gewählt. Rohrbach ist seit 2004 
Mitglied des Reinacher Einwohnerrats. 
Davor gehörte er fünf Jahre dem Einwoh-
nerrat von Binningen an. Rohrbach ist Va-
ter von zwei Söhnen. Beruflich ist er als 
Aussendienstleiter bei der CSS tätig. Da-
neben engagiert er sich als Bezirksrichter 
in Arlesheim. Neue Vizepräsidentin ist 
Desirée Lang (Impuls). bur

Markus A. Ziegler. 
Der Ökonom (FDP) 
ist neuer Präsident 
des Binninger Ein­
wohnerrats.   
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Bruno Baumann. 
Der höchste Pratt­
ler gehört der SP 
an und wirkt als 
Gewerkschafts­
sekretär.   

Foto Elena Monti

Rainer Rohrbach. 
Der Reinacher 
SVP-Ratspräsident 
ist als Aussen­
dienstleiter tätig.   

Foto Christoph Stulz

Parlament spricht 13 Millionen für Altersheim 
Binningen. Anders als der Gemeinderat spart der Einwohnerrat nicht beim Lift

ROLF ZENKLUSEN

Die Gemeinde Binningen zahlt  
13 Millionen Franken an das neue 
Zentrum für Wohnen und Pflege am 
Schlossacker. Der Einwohnerrat 
hat auch einen Lift bewilligt.

Das geplante Zentrum für Wohnen 
und Pflege im Binninger Schlossacker 
ist auf gutem Weg. Am Montagabend 
hat der Einwohnerrat für die Planung 
und den Bau des Altersheims einen 
Kredit von 13 Millionen Franken be-
willigt. Dabei handelt es sich um den 
Beitrag der Gemeinde Binningen an 
das 42-Millionen-Werk.

Auf Antrag der Bau- und Planungs-
kommission (BPK) beschloss das Par-
lament den Einbau eines Lifts, um das 
Niveau zwischen Hauptstrasse und 
Haupteingang zu überwinden. Der 
Gemeinderat wollte den Lift einspa-

ren. Die behindertengerechte Er-
schliessung wäre auf einem anderen 
Weg auch möglich gewesen, sagte Ge-
meinderätin Heidi Ernst.

Ein Park. Weiter schlug die BPK vor, 
das Haus Hasenrainstrasse 89 abzu-
reissen und die Parzelle dem Areal des 
Altersheims zuzuschlagen. Entstehen 
soll dort ein Park mit Kinderspielplatz. 
Der Rat folgte dem BPK-Antrag mit 23 
gegen 9 Stimmen. Aus Kostengründen 
wollte der Gemeinderat die Liegen-
schaft und die Parzelle erhalten und 
verkaufen, um damit das Altersheim 
finanzieren zu helfen. Über den  
Gemeindebeitrag von 13 Millionen 
stimmt das Volk voraussichtlich Ende 
dieses Jahres ab. Der Gemeinderat er-
suchte beim Einwohnerrat zudem um 

einen Kredit von 580 000 Franken für 
die Planung der Sanierung des Sekun-
darschulhauses Spiegelfeld Nord. Alle 
Fraktionen waren sich einig, dass 
Handlungsbedarf besteht. «Der Zu-
stand des Schulhauses ist eine Zumu-
tung für Kinder und Lehrkräfte», sagte 
etwa Silvia Bräutigam (CVP). Und  
Anand Jagtap (Grüne/EVP) ergänzte: 
«Es rächt sich, dass Binningen das 
Schulhaus nicht früher saniert hat, 
dann wäre alles billiger geworden.» 
Willy Müller (FDP) fragte, ob eine Pla-
nung seitens der Gemeinde Sinn ma-
che, die Liegenschaft gehe am 1. Au-
gust 2010 sowieso an den Kanton. Ob 
der Kanton bestätigen könne, dass er 
die Kosten zurückerstatte, fragte  
Müller. Diese Frage stellte auch die 
SVP.

Gemeinderätin Nicole Schwarz 
(SP) erwiderte, je früher die Gemein-
de mit der Planung beginne, desto 
mehr könne sie mitreden. Binningen 
habe gute Chancen auf eine Einigung 
mit dem Kanton, sagte Schwarz. Eine 
Mehrheit des Rates wollte den Ent-
scheid aber vertagen und zuerst die 
BPK darüber brüten lassen.

Einstimmig lehnte der Einwohner-
rat schliesslich die Volksinitiative «Pri-
marschule im Quartier» ab. Mit dem 
Begehren soll in den fünf Quartieren, 
in denen sich eine Primarschule be
findet, weiterhin eine solche geführt 
werden. Die Initiative widerspreche 
der Schulraumplanung, machte der 
Gemeinderat geltend. Der Einwoh-
nerrat folgte ihm und lehnte die Ini
tiative ab.

Gemeinderäte geraten unter Druck
Reinach. Abstimmung zum Taunerhaus sorgte für Ärger im Einwohnerrat

Alexandra Burnell

Das Mitmachen von drei Ge-
meinderäten im Taunerhaus-
Referendumskomitee verär-
gerte verschiedene Einwoh-
nerräte. Diese fühlen sich 
von den Exekutivmitgliedern 
hintergangen.

Das Reinacher Stimmvolk 
hat sich letztes Wochenende 
gegen den Erhalt des Tauner-
hauses entschieden. Die Ab-
stimmung sorgte an der Ein-
wohnerratssitzung am Montag 
noch einmal für hitzige Diskus-
sionen. Anlass gab die Inter-

pellation von Martina Schmid 
(SP), die eine Erklärung zum 
Verhalten des Gemeinderats 
forderte. Kritisiert wurden vor 
allem die drei Gemeinderäte 
Paul Wenger, Josef Küng und 
Franz Hartmann. Diese enga-
gierten sich trotz dem Be-
schluss des Einwohnerrats für 
den Erhalt des Taunerhauses 
im Referendumskomitee. Das 
könne «schon fast als Vertrau-
ensbruch angesehen werden», 
heisst es in der Interpellation. 
Sie sei davon ausgegangen, 
dass der Gemeinderat die Be-

schlüsse des Einwohnerrats re-
spektiere und in der Öffentlich-
keit vertrete, schreibt Schmid.

Hintermanns Kritik. Auch 
der Gemeinderat ist mit dem 
Vorgehen der Ratskollegen 
nicht einverstanden. «Es wirft 
kein positives Licht auf den Ge-
meinderat», sagte Gemeinde-
präsident Urs Hintermann. Der 
Gemeinderat als Gesamtbe-
hörde müsse die Entscheide 
des Einwohnerrats unterstüt-
zen. Als stimmberechtigte Bür-
ger Reinachs sei es zwar den 

einzelnen Gemeinderäten er-
laubt, sich in einem Refe-
rendumskomitee zu engagie-
ren. Allerdings hätten sie die 
Ratskollegen vorher darüber 
informieren müssen. «Solche 
Abweichungen erwecken den 
Eindruck, dass der Gemeinde-
rat keine einheitliche Lösung 
gefunden hat», sagte Hinter-
mann. Noch im Sommer wird 
die Exekutive deshalb die Situ-
ation intern bereden und «die 
Meinungsbildung verbessern, 
damit solche Situationen ver-
hindert werden können».

Bei einigen Einwohnerrä-
ten scheint das Image des Ge-
meinderats aber bereits gelit-
ten zu haben. Für Björn Hoff-
mann (FDP/GLP) machte die 
Interpellation die «unbehag
liche politische Stimmung im 
Einwohnerrat deutlich». Er sei 
als Exekutivmitglied ein Ver-
treter des Volkes, verteidigt 
sich Franz Hartmann. «Das Re-
ferendum ist ein Instrument, 
durch das das Stimmvolk zu 
Wort kommen kann.» Und 
auch Ulrich Berger betont: 
Durch die Kritik am Referen-
dum würden die «Nein-Wähler 
in eine Ecke gestellt».

Weitere Referenden. Die 
Befürchtung wurde mehrmals 
laut, dass auch andere Projekte 
der Gemeinde nun ins Wanken 
geraten könnten. «Es kommen 
wichtige Planungsprojekte auf 
uns zu, die zukunftsweisend 
für Reinach sind», sagte Urs 
Hintermann. Auch da seien 
bereits Referenden angedroht 
worden. Falls diese Projekte 
abgelehnt würden, drohe Rei-
nach ein Entwicklungsstill-
stand. 

Ein Referendum sei zwar 
ein demokratisches Mittel, es 
sollte aber nicht zur Verhinde-
rungspolitik genutzt werden, 
warnte der Gemeindepräsi-
dent. In den letzten zehn 
Jahren sei jedes Referendum 
durchgekommen, «obwohl es 
zum Teil keine Alternativen 
gab». Als Beispiel nannte Hin-
termann die geplante Freizeit-
anlage Rainenweg, die durch 
ein Referendum verhindert 
wurde. 

Björn Hoffmann forderte 
deshalb, im Einwohnerrat solle 
künftig wieder das Durchset-
zen von politischen und nicht 
von eigenen Interessen im 
Zentrum stehen.

Das Taunerhaus in Reinach. Sein Schicksal ist besiegelt, doch bewältigt scheint die Angelegenheit noch nicht.  Foto Roland Schmid
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